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Ein unterhaltsames Buch


über Abzocke und Betrug


in Deutschland


Seltsame und kuriose Fälle


aus dem Verbraucherrecht




Vorwort


Ich arbeite seit vielen Jahren als Rechtsanwalt im Verbraucherrecht. Nahezu täglich setze ich mich dabei mit rechtswidrigen Forderungen auseinander, die gegen meine Mandanten gerichtet werden. Derartige Rechnungen oder Mahnungen entstehen häufig aus Fallen, in die die Betroffenen zuvor unbemerkt und ungewollt geraten sind.


Es ist erstaunlich, an welchen unvermuteten Stellen solche Kostenfallen lauern. Selbst auf den ersten Blick seriös erscheinende Großunternehmen schrecken nicht davor zurück, ihre Kunden in die Falle laufen zu lassen, nur um ein wenig mehr Gewinn am Jahresende zu erzielen. Die Kundenfreundlichkeit bleibt dabei auf der Strecke.


Die meisten Fallen gehen jedoch von zahllosen kleineren Firmen aus, die sich oftmals nur aus dem Grund erschaffen haben, um dem Kunden illegal Geld aus der Tasche zu ziehen. Der einzige Unternehmenszweck besteht dann darin, unbemerkt und heimlich angebliche Verträge unterzuschieben, auf deren Basis rechtswidrige Rechnungen verschickt werden können. Andere wiederum belassen ihren Kunden zunächst im Glauben, dass die Kosten im Rahmen bleiben, rechnen am Ende jedoch einen völlig überhöhten Betrag ab.


Damit Ihnen so etwas nicht passiert, habe ich mich dazu entschlossen, dieses Buch zu veröffentlichen. Es berichtet über die wichtigsten Geldfallen, die Ihnen derzeit in unserem Land drohen. Kennen Sie erst einmal die Gefahr, dann können Sie diese bewusst umgehen.


Zu Beginn eines Abschnitts stelle ich Ihnen die jeweilige Geldfalle in einer Kurzfassung vor. Sie haben damit einen Überblick, um was es in dem Kapitel geht. Anschließend lesen Sie die Geschichte eines meiner Mandanten, welche die Falle beispielhaft verdeutlicht. Danach erfahren Sie, wie man aus einer Kostenfalle wieder heraus kommt und wie sie für die Zukunft vermieden werden kann.


Das Buch wurde von mir selbst geschrieben, korrigiert, lektoriert und mit einem Layout versehen. Es ist damit eine vollständige Eigenproduktion der Kanzlei Hollweck. Natürlich habe ich mir die größte Mühe gegeben, um Fehler zu vermeiden. Sollte sich dennoch der eine oder der andere eingeschlichen haben, so bitte ich um Nachsicht.


Ich hoffe, Ihnen mit diesem Buch eine wichtige Hilfestellung zu geben, damit Sie niemals in eine Geldfalle geraten und von übermäßig hohen Rechnungsbeträgen verschont bleiben.


Thomas Hollweck


Berlin, im Februar 2017




Reisebuchungen im Internet


So manches Online-Reiseportal scheint nicht genug Gewinn zu erwirtschaften und muss daher versuchen, über anderweitige vom rechtschaffenen Pfad abweichende Methoden Geld vom Kunden abzuziehen. Sie können sich gar nicht vorstellen, wie oft ich Anfragen von Personen erhalte, die in die Kostenfalle eines Online-Reisebüros getappt sind. Da werden Reisen abgerechnet, die noch gar nicht gebucht wurden, weil der abschließende Buchungs-Button nie gedrückt wurde. Da gibt es Zahlungsaufforderungen, obwohl während des Buchungsvorgangs die gesamte Homepage abgestürzt ist. Reisen werden gleich mehrfach für die selbe Person berechnet, und Reservierungen sind gar keine, sondern bereits feste Buchungen. Im folgenden stelle ich Ihnen die kuriosesten und am häufigsten vorkommenden Geldfallen im Bereich der Reisebuchungen im Internet vor.


Reisebuchung ohne Buchung?


Welche Geldfalle droht hier? Sie schauen sich die Urlaubsangebote eines Online-Reiseanbieters an. Bei einem Angebot geben Sie Ihre Daten ein, um weitere Informationen zu erhalten. Plötzlich bestätigt Ihnen die Seite eine gebuchte Reise, obwohl Sie nie den entsprechenden Buchungsbutton angeklickt haben.


Man sollte meinen, dass eine Online-Reisebuchung erst dann zustande kommt, wenn wenn man tatsächlich den Buchungsbutton angeklickt hat. Für einige Internet-Reiseportale gilt diese simple Regel anscheinend nicht. Diese eher unseriös agierenden Unternehmen bestätigen ihrem Homepagebesucher gerne mal eine Reise, ohne dass dieser bis zur abschließenden Buchungsmaske kam.


In rechtlicher Hinsicht ist die Sache eindeutig: Eine verbindliche Reisebuchung kommt immer erst dann zustande, wenn der hierfür vorgesehene Buchungsbutton gedrückt wurde. Dieser muss für den Kunden klar erkennbar den finalen Kauf tätigen. Wurde der Button nie angeklickt, so gibt es auch keinen Reisevertrag.


Möglicherweise geht es mit diesen rechtlichen Vorgaben so manchem Reiseportal nicht schnell genug. Einige Reiseunternehmen im Netz bestätigen ihren Kunden bereits weit vor dem Erreichen des finalen Bestätigungsbuttons eine gebuchte Reise. Die Verwunderung beim Kunden ist dann natürlich groß.


Eine Mandantin von mir wollte eine Übernachtung in einem Hotel in Rom buchen. Sie ging auf dem Online-Reiseportal die gesamte Prozedur durch, hatte Name, Adresse etc. eingegeben und die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Reiseunternehmens akzeptiert. Auf einen Buchungsbutton stieß sie zu dieser Zeit noch nicht, immer nur auf ein „Weiter“-Feld.


Nachdem sie abermals auf das besagte „Weiter“ geklickt hatte, wurden ihr auf der sich dann aufbauenden Seite plötzlich vorher gänzlich verschwiegene Gebühren offenbart. So sollte sie auf einmal Gebühren dafür bezahlen, dass sie überhaupt bezahlen durfte. Egal, welche Zahlungsart, ob Überweisung oder Kreditkarte, es fiel immer eine vom Portal festgelegte Gebühr an. Diese kam zum Reisepreis hinzu und wurde vorher an keiner Stelle erwähnt. Jene Zusatzgebühren machten das Angebot für meine Mandantin plötzlich unattraktiv, und sie fühlte sich als Kundin verschaukelt. Auf anderen Reiseseiten, die sie vorher bereits besucht hatte, gab es solche Gebühren nicht.


Verärgert brach sie die Buchung an jener Stelle ab und klickte die Seite in ihrem Browser weg, indem sie in der oberen Leiste die Registerkarte schloss. Schließlich entschied sie sich dazu, die gewünschte Hotelübernachtung bei einem anderen Onlineportal zu buchen, was wie erwartet ohne zusätzliche Zahlungsgebühren funktionierte.


Irritiert war die Kundin dann aber, als sie unerwartet eine E-Mail vom ersten Portal erhielt, welches sie eigentlich längst abgebrochen hatte. Diese Nachricht beinhaltete seltsamerweise eine Bestätigung für die nie gebuchte Hotelübernachtung und ein Rechnungs-PDF über 108 Euro.


Natürlich nahm meine Mandantin das nicht hin und schrieb umgehend eine E-Mail an das Reiseportal. Darin machte sie deutlich, dass sie zu keinem Zeitpunkt eine verbindliche Buchung abgab, sondern sich lediglich über das Angebot informiert und ihre Daten eingegeben hatte. Bis auf die „Weiter“-Buttons habe sie nichts angeklickt, was auf einen verbindlichen Reisevertrag hätte hindeuten können. Die Kundin ging nach wie vor von einem Irrtum aus und bat das Unternehmen, ihre Daten und die Rechnung aus dem System zu löschen.


Eine Antwort blieb zum Erstaunen der Kundin aus. Um dennoch gegen die ungerechtfertigte Rechnung weiter vorzugehen, verschickte meine Mandantin schließlich fünf E-Mails, ein Fax, und versuchte mehrmals, einen Mitarbeiter über die telefonische Hotline zu erreichen – vergebens. Das Reiseportal war einfach nicht erreichbar. Die Rechnung blieb unangetastet im Raum stehen, und nach einiger Zeit folgte sogar eine Zahlungserinnerung. Vermutlich hatte der Computer des Reiseunternehmens registriert, dass für die vergebene Rechnungsnummer kein Zahlungseingang festgestellt werden konnte und verschickte vollautomatisch eine Rechnung an meine Mandantin.


Schließlich meldete sich nach vielen Tagen ein Mitarbeiter bei ihr, jedoch nicht, um die Angelegenheit aufzuklären, sondern nur um die Kundin zur Zahlung aufzumuntern. Meine Mandantin nutzte die Gelegenheit und klärte den Anrufer über die nie getätigte Buchung auf. Jetzt endlich, so hoffte sie, würde sich alles richtigstellen lassen.


Weit gefehlt. Der Mitarbeiter reagierte nicht etwa verständnisvoll und mit der Aussage, dass er sich um alles kümmern werde und sich die Angelegenheit bestimmt bald zur Zufriedenheit der Kundin aufklären würde. Nein, stattdessen antwortete er unfreundlich und blieb in kundenfeindlicher Manier dabei, dass meine Mandantin die Buchung getätigt habe und nun bezahlen müsse. Da helfe alles nichts.


Wie erwartet traf einige Tage später eine erneute Zahlungserinnerung ein. Der telefonisch geäußerte Widerspruch blieb ungehört.


Schließlich wandte sich die genervte Kundin an meine Kanzlei, und wir legten einen schriftlichen Widerspruch gegen die Rechnung ein. Dieser war einfach zu begründen, denn das Online-Reiseportal musste lediglich um Nachweis des angeblich getätigten Vertragsschlusses gebeten werden. Natürlich gelang das dem Unternehmen nicht.


Rechtlich betrachtet muss immer diejenige Partei, die einen Vertrag behauptet, diesen auch nachweisen. In dem hier vorliegenden Fall musste nicht meine Mandantin beweisen, dass sie keine abschließende Buchung getätigt hatte, sondern es oblag der Reisefirma, den behaupteten Vertrag nachzuweisen.


Gerade bei im Internet abgeschlossenen Verträgen gestaltet sich so etwas sehr schwierig, da das Unternehmen keinen Beweis erbringen kann. Bei einem schriftlichen Vertragsschluss könnte es den unterschriebenen Vertrag vorlegen, bei einem telefonischen Vertragsabschluss die Tonaufzeichnung. Aber bei einem Online-Vertrag? Welchen Beweis will es hier vorlegen?


Genau das ist das Problem, mit dem viele im Internet agierenden Firmen zu tun haben: sie können einen behaupteten Vertrag kaum nachweisen. Für den Kunden ist das positiv, denn dadurch hat er gegen lediglich behauptete Verträge eine starke Waffe in der Hand. Kann das Reiseunternehmen den Vertrag nicht beweisen, so gibt es keinen, und der Kunde muss nicht zahlen.


Gleiches würde vor Gericht gelten. Das erste, was der Richter sehen möchte, ist der Vertrag. Kann das Unternehmen, das den Vertragsschluss behauptet, diesen nicht dem Gericht vorlegen, so ist das Verfahren schon beendet und die Klage wird abgewiesen. Gleiches gilt im außergerichtlichen Bereich, denn kann eine Firma bereits zu diesem Zeitpunkt keinen Vertrag vorlegen, so kann es das erst recht nicht vor Gericht. In einem solchen Fall ist die Angelegenheit vollständig beendet, der Kunde muss mit keinen weiteren Schritten rechnen.


Leider kommt das Phänomen der angeblichen Reisebuchung ohne konkreten Buchungsbutton immer häufiger im Netz vor. Es besteht tatsächlich der Verdacht, dass einige Reiseportale auf diese Weise vermehrt Buchungen unter Dach und Fach bringen möchten. Denn wird dem Kunden erst mal eine verbindliche Buchungsbestätigung vorgelegt, so wird dieser im Zweifel jene akzeptieren und nicht den Weg des rechtlichen Einschreitens wählen. Es kann durchaus sein, dass so manches unseriöses Reiseunternehmen auf diese verwerfliche Strategie der Kundengewinnung setzt.


Behauptet ein Reiseunternehmen Ihnen gegenüber, dass Sie einen Reisevertrag abgeschlossen haben, so fordern Sie die Gegenseite schriftlich dazu auf, den angeblichen Vertrag vorzulegen, oder zumindest nachzuweisen. Im selben Schreiben legen Sie gegen die Rechnung Widerspruch ein und erklären vorsorglich die Anfechtung des Vertrags. Natürlich kann das Unternehmen keinen Vertrag vorlegen oder beweisen, da Sie nie einen abgeschlossen haben. Alleine der Hinweis, dass Sie Ihre persönlichen Daten in das Formular auf der Homepage eingegeben haben, genügt nicht für einen Vertragsnachweis.


Solange Sie nicht sicher sind, ob Sie eine bestimmte Reise buchen möchten oder nicht, rate ich von der Eingabe persönlicher Daten ab. Geht es gar nicht anders, etwas weil die Homepage weitere Reisedaten erst nach Eingabe der Daten zeigen möchte, dann verwenden Sie allgemeine Angaben wie beispielsweise „Mustermann“, nicht aber Ihre eigenen Daten. Das ist rechtlich in Ordnung, solange die Daten nicht an das Reiseportal übertragen werden und Sie mit diesen Daten nicht auf den abschließenden Jetzt-verbindlich-buchen-Button klicken.


Täuschung mit der Reservierungsmöglichkeit


Welche Geldfalle droht hier? Sie reservieren über ein Online-Reiseportal eine Reise. Plötzlich behauptet das Reiseportal, dass Sie bereits eine verbindliche Buchung vorgenommen haben, und fordert Sie zur Zahlung auf.


Manchmal geht es mit der Urlaubsbuchung schneller, als sich so mancher wünscht. Die eigentlich nur reservierte Reise wird unerwartet als verbindlich bestätigt. Haben Sie in einem solchen Fall bei einem eher unseriös agierenden Reiseportal gebucht, so kann es schwierig werden, aus dem ungewollten Vertrag wieder herauszukommen.


Einer meiner Mandanten wollte über eine Reiseportal-Applikation auf seinem Mobiltelefon einen Urlaub für sich und seine Freundin finden. Nach ungefähr einer Stunde hatte er das passende Angebot entdeckt und versuchte, dieses über die von der App angebotene unverbindliche Reservierungsmöglichkeit zunächst nur zu reservieren.


Nachdem er die hierfür notwendigen persönlichen Daten eingegeben hatte, gelangte er nach Betätigung der letzten Dateneingabe automatisch auf eine neue Seite in der Applikation. Den unter der Datenmaske befindlichen Button konnte er aufgrund der automatischen Weiterleitung nicht betätigen. Auf der nun folgenden Seite erhielt er die Bestätigung, dass seine Dateneingabe erfolgreich war, weitere Informationen bekam er nicht. Etwas ratlos, ob die Reservierung funktioniert hatte, schloss er die Applikation.


Nur wenige Minuten später erhielt der Kunde zu seinem Erstaunen eine E-Mail mit der „verbindlichen Buchungsbestätigung“. Es wurde damit nicht lediglich eine Reservierung vorgenommen, sondern bereits die abschließende Buchung. Glücklicherweise stand in der E-Mail die Möglichkeit zur sofortigen Stornierung der Reise. Das nahm mein Mandat per App unproblematisch vor.


Damit ging die Geschichte noch nicht zu Ende. Statt einer Stornierungsbestätigung erhielt der Kunde nun eine „verbindliche Reisebestätigung“. Obwohl er nie einen Buchungsbutton angeklickt hatte und obwohl er die angebliche Buchung über die Applikation stornieren konnte, erhielt er einen Reisevertrag aufgedrängt.


Nun obläge es dem Reiseunternehmen, einen Nachweis zu erbringen, dass der Kunde tatsächlich eine von ihm gewollte abschließende Reisebuchung vorgenommen hat. In Fällen wie diesen, wo lediglich ein angeblicher Online-Vertragsschluss über eine Mobiltelefon-Applikation gegeben ist, kann das dem Unternehmen natürlich kaum gelingen.


Stellen Sie sich vor, Sie reservieren einen Sitzplatz im Kino. Im Gegensatz zur verbindlichen Buchung, bei der Sie das Ticket gleich online per Kreditkarte bezahlen, müssen Sie bei der Reservierung eine halbe Stunde vor Filmbeginn erscheinen, um das Ticket an der Kasse zu abzuholen. Tun Sie das nicht, so verfällt die Buchung, Kosten entstehen Ihnen aber keine.


Sofort nach der Reservierung erhalten Sie diesmal eine E-Mail auf Ihr Handy, in der zum verbindlichen Kauf des Kinotickets gratuliert wird. Irritiert rufen Sie beim Kino an und fragen nach, was das denn solle. Der freundliche Mitarbeiter erklärt Ihnen daraufhin, dass es inzwischen so üblich sei, dass derartige Reservierungen immer sofort in eine verbindliche kostenpflichtige Buchung übergehen. Dieses neue Konzept habe beim Kinobetreiber zu erhöhten Einnahmen geführt und werde daher beibehalten. Die Zahlung sei in jedem Fall fällig.


Seltsam, oder? Wozu noch reservieren, wenn man das Ticket am Ende ohnehin bezahlen muss. So manch ein unseriöses Online-Reiseportal denkt da wie das Kino und wandelt die Reservierungen seiner Kunden kurzerhand in eine vollwertige Buchung um.


Geraten Sie selbst in die Situation, dass Ihnen im Rahmen einer Reisebuchung ein angeblich abgeschlossener Vertrag unterstellt wird, so richten Sie einen schriftlichen Widerspruch gegen die Rechnung des Reiseunternehmens. Machen Sie deutlich, dass Sie keinen abschließenden Vertragsschluss getätigt haben, indem Sie das Geschehen so ausführlich wie möglich beschreiben. Fordern Sie anschließend im selben Schreiben die Gegenseite dazu auf, den angeblichen Vertrag vorzulegen. Liegt kein Vertrag vor, so wird das Reiseunternehmen den Beweis nicht erbringen können, und die Sache ist abschließend erledigt.


Auch ein anderer meiner Mandanten wollte ein solches Angebot zur Reservierung nutzen. Er hatte das Ziel, über ein Online-Buchungsportal eine Reise nach Italien für vier Personen zu buchen. Nachdem er die passende Reise gefunden hatte, tätigte er eine Reservierung bis 17 Uhr desselben Tages. Das Portal versprach, dass dies kostenfrei möglich wäre.


Nach kurzer Zeit stellte sich für meinen Mandanten leider heraus, dass er die Reise so wie gedacht doch nicht antreten konnte, denn einer der vier Mitreisenden hatte plötzlich eine alternative Idee für die gemeinsame Reise. Kein Problem, dachte sich der Kunde, denn er hatte schließlich die Möglichkeit zur kostenfreien Stornierung bis 17 Uhr hinzugebucht, und es war erst gegen 14 Uhr, als die geänderten Reisepläne besprochen wurden.


Laut dem Online-Reiseportal sollte mein Mandant nun die Möglichkeit haben, in seinem persönlichen Login-Bereich einen Unterpunkt mit der Bezeichnung „Stornierung der Reservierung“ zu nutzen. Trotz intensivster Suche in allen Bereichen des persönlichen Reise-Accounts konnte er diesen Menüpunkt beim besten Willen nicht finden. Er zog eine zweite Person hinzu, und sie suchten gemeinsam. Doch nichts war zu sehen, nirgendwo tauchte dieser angebliche Link zur kostenfreien Stornierung der Reservierung auf. Eine telefonische Rückfrage über die Hotline des Portals blieb erfolglos, da diese Leitung permanent besetzt war.


Inzwischen war es 15.30 Uhr geworden, und mein Mandant musste handeln. Er schickte ein Fax mit der Bitte um Stornierung an das Buchungsportal, als auch eine E-Mail. Für das Fax erhielt er eine Sendebestätigung, die besagte, dass das Fax ordnungsgemäß an das Buchungsportal übermittelt wurde. Die zweite anwesende Person konnte bezeugen, dass mein Mandant sowohl das Fax als auch die E-Mail verschickt hatte.


Nachdem die beiden Aktionen durchgeführt waren, ging mein Mandant davon aus, dass nun alles erforderliche getan sei. Denn schließlich habe er fristgerecht weit vor 17 Uhr die Stornierung der Reservierung durchgegeben. Derart beruhigt buchte er die eigentlich gewünschte Reise über dasselbe Online-Portal. Eine Reservierung war inzwischen nicht mehr notwendig, denn die vier Leute wussten nun genau, was sie wollten. Die Buchungsbestätigung der gewünschten Reise kam umgehend per E-Mail, und alles schien perfekt.


Doch zu früh gefreut. Ein paar Tage später erhielt mein Mandant plötzlich eine weitere Bestätigungs-E-Mail eines anderen Reiseunternehmens. Dabei handelte es sich um die Reise, die mein Mandant ursprünglich als erstes gebucht und dann per Fax und E-Mail storniert hatte.


Natürlich fiel der Kunde völlig aus den Wolken, als er die E-Mail las, denn nun hatte er angeblich zwei gebuchte Reisen für dieselben Personen zum selben Zeitraum. Entweder sollten sich die Reisewilligen halbieren und derart getrennt die beiden Reisen antreten, oder eine Klärung der Situation musste her.


Mein Mandant wandte sich umgehend schriftlich an das zweite Reiseunternehmen und schilderte den gesamten Vorgang der Buchung, Reservierung und Stornierung. Leider zeigte sich die Gegenseite wenig einsichtig und verwies den Herrn lapidar darauf, dass er die Reise gebucht habe und eine Stornierung im Unternehmen nicht bekannt sei. Die Reise müsse bezahlt werden. Sollte mein Mandant die Reise aber stornieren wollen, so könne man gnädigerweise eventuell dafür sorgen, dass die Stornierungsgebühren aus Kulanz ein wenig reduziert würden.


Natürlich war der Kunde damit nicht einverstanden. Er hatte die zuerst gebuchte Reise fristgerecht und nachweisbar storniert. Folglich stellte er die Gesamtsituation inklusive aller Nachweise und Benennung der zweiten Person als Zeuge noch einmal gegenüber dem Reiseunternehmen deutlich dar. Doch dieses verblieb bei seiner unnachgiebigen Position: Die Reise wurde online gebucht, eine Stornierung sei nicht bekannt, der Preis müsse bezahlt werden. Aufgrund der geschilderten Situation sei man aber bereit, die Stornokosten auf günstige 295 Euro zu begrenzen.


Auf keinen Fall wollte mein Mandant diese 295 Euro bezahlen. Es wäre zum Fenster hinausgeschmissenes Geld gewesen, denn er hätte für ein „Nichts“ bezahlt. Da mein Mandant noch nicht aufgeben wollte, setzte er sich erneut mit dem ursprünglichen Online-Buchungsportal in Verbindung, diesmal telefonisch. Nach einer endlosen Weile erreichte er einen Mitarbeiter, welcher ihm aber auch nicht weiterhelfen konnte. Die Aussage des Telefonisten bestand letztendlich darin, dass die Daten der Buchung an das entsprechende Reiseunternehmen weitergeleitet wurden. Eine Stornierung der Reservierung habe man nie vom Kunden erhalten. Mein Mandant blieb konsequent und lehnte die Bezahlung der angeblich gebuchten ersten Reise mit Nachdruck ab. Nach einer Weile erhielt er ein Schreiben eines Inkassounternehmens, in dem der zu zahlende Stornobetrag von 295 Euro angemahnt wurde. Zusätzlich addierte das Inkassobüro noch einmal ca. 100 Euro Verzugskosten hinzu, die der Schuldner ebenfalls bezahlen müsse.


Als ihm das Schreiben des Inkassodienstleisters vorlag, gab der Kunde auf, und wandte sich an meine Kanzlei. Eine kurze Überprüfung zeigte, dass die rechtliche Situation eindeutig zugunsten meines Mandanten sprach: Der Mann hatte eine Reservierung der Reise vorgenommen, die bis 17 Uhr des Buchungstages kostenfrei stornierbar war. Genau das hatte der Kunde gemacht. Zwar nicht über den angeblichen Link im persönlichen Online-Account, aber doch per Fax und per E-Mail. Dank des Fax-Sendeberichtes konnte er die rechtzeitige Stornierung um 15.30 nachweisen. Zudem hatte er eine zweite Person, die den Vorgang als Zeuge bestätigen konnte. Ebenso war über den Zeugen belegbar, dass der Link für die Stornierung unauffindbar gewesen ist.


Mit diesen Argumenten konnte der Inkassomahnung ein wirksamer und gut begründeter Widerspruch entgegengesetzt werden. Schließlich stornierte das Inkassobüro die Forderung, denn es konnte meinem Vortrag nichts als bloße Behauptungen entgegensetzen.


Indem der Kunde die Zahlung der Stornogebühren vehement verweigerte, hatte er in dieser Situation richtig gehandelt. Auch sein Verhalten zuvor war in rechtlicher Hinsicht korrekt, denn er tat alles, um sich mit dem Online-Buchungsportal rechtzeitig in Verbindung zu setzen: Nachdem er den Stornierungs-Link nicht finden konnte, setzte er sich telefonisch mit dem Portal in Verbindung, schließlich per Fax und per E-Mail. Mehr kann ein Kunde nicht tun.


Leider handelt es sich bei dieser Schilderung um keinen Einzelfall. Immer wieder erlebe ich es, dass Online-Buchungsportale eine Reservierung oder eine angeblich kostenfreie Stornierungsmöglichkeit anbieten, diese dann aber nicht einhalten. Dabei wird gerne die hier beschriebene Methode des unauffindbaren Links angewandt.


Der Kunde wähnt sich in solchen Fällen zunächst in Sicherheit, da er eine kostenlose Stornierungsmöglichkeit hat. Er bucht die Reise wesentlich bedenkenloser, als wenn es bereits eine feste und verbindliche Buchung wäre. Das ist für das Reiseportal von Nutzen, denn auf diese Weise kann es mehr Buchungen erzielen, als ohne eine Rückzugsmöglichkeit.


Kommt es plötzlich zum Ernstfall, und der Kunde muss die Möglichkeit zur Stornierung nutzen, so ist dies nicht so einfach, wie zunächst geglaubt. Entweder ist die Option zur Stornierung im persönlichen Account nicht auffindbar, wie in diesem Beispiel geschildert, oder die entsprechende Seite lädt nicht oder stürzt bei Benutzung ab. Versucht der Kunde dann einen anderen Weg, um die Stornierung kundzutun, so gibt das Buchungsportal vor, diese nie erhalten zu haben und verlangt eine Zahlung der Reise. In rechtlicher Hinsicht muss es das Buchungsportal akzeptieren, wenn die Stornierung per Fax oder per E-Mail kommt. Denn stellt es dem Kunden die Möglichkeit zur kostenfreien Stornierung der Reservierung zur Verfügung, so muss es auch Mittel und Wege bereitstellen, diese in die Tat umsetzen zu können. Gibt es keinen Link im persönlichen Kundenaccount, oder funktioniert die Seite nicht, so kann der Kunde seinen Willen auf anderem Weg mitteilen. Entscheidend ist, dass dieser Stornierungswille seinen Weg zum Buchungsportal findet und der Kunde später nachweisen kann, dass er die Stornierung tatsächlich rechtzeitig aufgegeben hat.


Buchung trotz abgestürzter Homepage


Welche Geldfalle droht hier? Sie möchten eine Reise buchen, doch die Homepage stürzt ab. Frustriert versuchen Sie es ein zweites mal. Diesmal funktioniert es. Doch plötzlich konfrontiert Sie das Reiseportal mit zwei gebuchten Reisen, und fordert Sie für beide zur Zahlung auf.


Erstaunlich oft kommt es vor, dass die Homepage eines Reiseportals mitten im Buchungsvorgang abstürzt. Geschieht das, so sollte man meinen, kann auf keinen Fall ein wirksamer Vertragsschluss vorliegen. Vor allem dann, wenn der Kunde bislang den Buchungsbutton noch nicht gedrückt hat.


Die Sicht der Portalbetreiber ist da, wie könnte es anders sein, eine gänzlich andere. Immer wieder kommt es vor, dass trotz einer abgestürztenoder eingefrorenen Internetseite eine Rechnung für die angeblich bereits gebuchte Reise ins Haus trudelt.


Einer meiner Mandanten war auf der Suche nach einem passenden Urlaub auf Mallorca im Internet unterwegs. Nachdem er ein Angebot auf einem Online-Reiseportal gefunden hatte, gab er seine persönlichen Daten in die Buchungsmaske ein. Plötzlich hängte sich die Seite komplett auf, nichts ging mehr, weder vor noch zurück. Einen Buchungsoder Kaufbutton hatte mein Mandant bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht angeklickt.


Entnervt verließ er die Seite und versuchte es über ein anderes Portal. Dort funktionierte alles reibungslos und er konnte das von ihm gewünschte Urlaubsangebot buchen.


Völlig überraschend erhielt er am nächsten Tag gleich zwei Bestätigungs-E-Mails über die verbindliche Reisebestätigung. Jedoch nicht die des zweiten Portals, bei dem er gewollt und beabsichtigt gebucht hatte, sondern von dem ersten, bei dem die Homepage abgestürzt war. Sowohl das Reiseportal als auch das beauftragte Reiseunternehmen teilten dem vermeintlichen Kunden per E-Mail mit, dass der Urlaub erfolgreich gebucht werden konnte und man nun um Zahlung des Vorschusses bitte.


Sogleich setzte sich mein Mandant ans Telefon und rief das Online-Reiseportal an. Dort teilte man ihm lapidar mit, dass man nichts für ihn tun könne, er müsse sich an den eigentlichen Reiseveranstalter wenden. Gesagt, getan, doch auch ein Anruf bei diesem brachte den Kunden nicht weiter. Dort meinte man unmotiviert, dass die Buchung verbindlich stattgefunden habe, aber aus Kulanz könne man ihm die Reise stornieren und etwas vergünstigte Stornogebühren in Rechnung stellen. Letztendlich wollte der Reiseveranstalter ca. 900 Euro an Stornozahlungen kassieren. Dies für eine Reise, die nie gebucht wurde. Natürlich lehnte mein Mandant freundlich ab.


Eine Internetseite, die während der Dateneingabe abstürzt, kann in rechtlicher Hinsicht in keinem Fall einen Vertragsschluss auslösen. Hierzu wäre immer noch die aktive Einwilligung seitens des Kunden notwendig. Erst wenn dieser nach Eingabe aller Daten final auf den abschließenden „Jetzt buchen!“-Button klickt, kommt ein rechtsgültiger Reisevertrag zustande.


Stellen Sie sich vor, Sie gehen in einen großen Elektronikmarkt, um eine Digitalkamera zu kaufen. Nachdem Sie sich für ein Modell entschieden haben, kontaktieren Sie den Verkäufer, der am PC-Terminal sogleich die Rechnung auf Ihren Namen und Ihre Adresse erstellt. Nun stehen Sie damit an der Kasse und möchten bezahlen. Plötzlich stürzt das Dach über Ihnen ein. Entsetzt werfen Sie die Kamera weg und rennen zusammen mit den anderen Kunden aus dem Haus, um Leib und Leben zu retten.


Am nächsten Tag erwerben Sie die gewünschte Digitalkamera in einem anderen Elektronikmarkt, der nicht in sich zusammenfällt.


Kurze Zeit später erhalten Sie plötzlich eine Rechnung per Post, in der Sie der erste (eingestürzte) Elektronikmark zur Bezahlung der Kamera auffordert.


Kann das rechtens sein? Natürlich nicht. Der Markt ist selbstverschuldet eingestürzt, vermutlich weil das gesamte Gebäude bereits zu alt war. Sie kamen überhaupt nicht bis zur Kasse um der Kassiererin die Kamera entgegenzustrecken, stattdessen mussten sie fluchtartig das Haus verlassen. Der finale Kaufvertrag wurde damit nie geschlossen, der Elektronikmarkt besitzt kein Recht, um Ihnen eine Rechnung ausstellen zu dürfen.


Die hier beschriebenen Online-Reiseportale denken aber so. Sie ignorieren, dass die Homepage nicht funktioniert hat und dass das auf ihrem eigenen Verschulden beruht. Stattdessen fordern sie vom Kunden die Zahlung des angeblich geschlossenen Reisevertrags, nur weil dieser die Homepage einmal besucht und seine Daten dort eingegeben hat.


Das wäre so, als ob der Elektronikmarkt an alle Kunden, die vor dem Zeitpunkt des Einsturzes zwar an der Kasse standen, aber noch nicht bezahlt hatten, die Rechnung schicken könnte. Das ist rechtlich falsch, denn der eigentliche Kaufvertrag entsteht erst an der Kasse. Gleiches gilt für Reiseportale, der Vertrag beginnt erst mit dem abschließenden Buchungsbutton.


Müssen Sie eine ähnliche Situation erleiden, so legen Sie schriftlich Widerspruch gegen die Rechnung ein und schildern den Vorfall. Das Reiseportal müsste nachweisen, dass Sie bis zum Buchungsbutton vorgedrungen sind. Da dies nie passiert ist, wird es den Beweis nicht erbringen können, und die Angelegenheit ist für Sie abgeschlossen.


Nehmen Sie im Internet eine Buchung vor, und stürzt währenddessen die Homepage ab, so buchen Sie nicht sofort noch einmal. Warten Sie etwas ab, ob Sie möglicherweise trotz des Absturzes eine Buchungsbestätigung erhalten. Kommt selbst nach einem Tag keine E-Mail, so können Sie davon ausgehen, dass die Buchung tatsächlich nicht geklappt hat. Erst dann sollten Sie sich an die erneute Buchung machen.


Die verschwundene Buchungsbestätigung


Welche Geldfalle droht hier? Sie buchen eine Reise im Internet, erhalten aber keine E-Mail-Bestätigung. Nachdem Sie etwas gewartet haben, buchen Sie erneut. Plötzlich erhalten Sie doch noch die Bestätigung für die erste Reise. Nun sehen Sie sich mit zwei gebuchten Reisen konfrontiert, die Sie beide bezahlen sollen.


Nicht immer muss es sich um den Absturz einer Homepage handeln, wenn die Buchungsbestätigung ausbleibt. Manchmal führt ein Kunde die Buchung regulär und fehlerfrei zu Ende, doch die Bestätigung bleibt trotzdem aus.


Nun kommt Ratlosigkeit ins Spiel. Was ist zu tun? Man muss doch eine Bestätigung über den gebuchten Urlaub erhalten? Oder nicht? Die Zeit rennt und die günstigen Angebote schwinden dahin. Wie lange sollte gewartet werden, bis die Bestätigung eintrifft? Kommt sie überhaupt, oder etwa nicht?


Hat Ihnen das Onlineportal eine umgehende Bestätigung per E-Mail versprochen, dann haben Sie ein Recht auf diese. Bleibt die Buchungsbestätigungaus, so müssen Sie annehmen, dass die Buchung nicht zustande gekommen ist.


So manch ein unseriös agierendes Reiseunternehmen möchte diesen Umstand aber nicht akzeptieren und verlangt die Zahlung des Reisepreises sogar dann, wenn es dem Kunden nie eine Bestätigung zugeschickt hat.


Einer meiner Mandanten wollte über ein Internet-Reiseportal einen Hin- und Rückflug von Frankfurt nach Kreta für zwei Erwachsene und ein Kind buchen. Nach Eingabe der erforderlichen persönlichen Angaben über alle Mitreisende betätigte er den Buchungsbutton und ging davon aus, dass nun alles seinen korrekten Weg gehen würde.


Weit gefehlt. Unerwartet bekam er keinerlei Rückmeldung von dem Portal, stattdessen landete er nach Klicken des Buttons wieder auf der vorherigen Seite zur Eingabe der Passagierdaten. Keine Meldung teilte ihm mit, dass der Vorgang erfolgreich abgeschlossen wurde. Keine Bestätigungs-E-Mail ging in seinem Postfach ein.


Auch nach einer gewissen Weile geschah nichts. Mein Mandant wusste aus früheren Online-Buchungsvorgängen, dass eine solche Bestätigungsnachricht bei erfolgreich durchgeführter Buchung innerhalb weniger Sekunden automatisch vom Computersystem des Portals verschickt wird. Doch hier kam einfach gar nichts.


Der Kunde ging folgerichtig davon aus, dass seine Buchung fehlgeschlagen war. Da die Anzahl der verfügbaren Tickets knapp wurde, gab er die Passagier- und Rechnungsdaten erneut ein. Es funktionierte wieder nicht, nochmals sprang die Homepage zurück zur Seite mit den Passagierdaten.


Schließlich gab mein Mandant auf und suchte sich ein anderes Reiseportal, über das er den Flug erfolgreich buchen konnte, und auch sofort eine Bestätigungsnachricht erhielt.


Nun kam es, wie es kommen musste. Nach ungefähr einer Stunde erhielt der Kunde plötzlich zwei Bestätigungs-E-Mails von dem ursprünglich aufgesuchten Reiseportal. Beide Mails beglückwünschten meinen Mandanten zur Buchung des Fluges und stellten einmal eine Rechnung über 1.039 Euro und einmal über 1.060 Euro aus. Somit hatte der Kunde zusätzlich zum korrekt gebuchten Flug über das zweite Portal auch noch die beiden Flüge des ersten Portals bestätigt bekommen. Insgesamt hatte er für seine Familie nun drei Flüge, alle vom selben Abflugort an denselben Zielort und für denselben Zeitraum.


Das war des Guten ein wenig zu viel, und mein Mandant setzte sich umgehend mit der Buchungs-Hotline des ersten Reiseportals in Verbindung. Ein Durchkommen war aber unmöglich, insgesamt verbrachte der Kunde drei Stunden und 15 Minuten in der Warteschleife der Hotline.


Parallel zu diesem telefonischen Kontaktversuch las mein Mandant auf der Homepage nach, dass eine Stornierung im persönlichen Login-Bereich möglich wäre. Um dies zu nutzen, registrierte sich mein Mandant und loggte sich im Kundenbereich ein. Überraschenderweise fand er dort den Hinweis, dass bislang keine Reise gebucht worden sei.


Er schilderte das gesamte Geschehen schließlich per E-Mail an das Reiseportal und bat um kostenfreie Stornierung der beiden angeblich gebuchten Flüge.


Erst am nächsten Tag erhielt er eine Reaktion auf dieses Schreiben, leider keine erfreuliche. Das Online-Reiseunternehmen teilte meinem Mandanten mit, dass die beiden Flüge verbindlich gebucht wurden und von ihm bezahlt werden müssen. Eine kostenfreie Stornierung sei nicht möglich, lediglich eine Stornierung zu den üblichen Strafgebühren. Selbst als der Kunde erwiderte, dass es in diesem Fall doch nachvollziehbar sein müsse, dass die beiden Flüge für dieselben Personen zur exakt gleichen Zeit mit dem gleichen Zielort ein Versehen sein müssen, zeigte das Portal keine Kulanz. Das Argument, dass es unmöglich sei, sich zu teilen und den gleichen Flug mit denselben Personen doppelt anzutreten, ignorierte die Onlinefirma einfach.


Trotz dieser kundenfeindlichen Reaktion hatte mein Mandant sich richtig verhalten, denn er wartete zunächst auf die Bestätigung per E-Mail, die aber nicht eintraf. Dies, obwohl das Portal auf seiner Homepage zugesagt hatte, dass bei erfolgreicher Buchung eine umgehende Buchungsbestätigung erfolgen würde.


Zudem sah mein Mandant, dass die Homepage einen Fehler aufwies und den Kunden immer wieder auf die Seite mit den Passagierdaten zurückwarf. Allein dieser Umstand hätte schon dazu führen können, dass mein Mandant die Buchung rechtmäßig abbrach. Schließlich stand sogar im persönlichen Online-Account der Hinweis, dass keine Buchung erfolgt sei.


Alle diese Umstände durften den Kunden zu der Annahme verleiten, dass die Buchung erfolglos blieb und er nun über ein weiteres Portal den Flug suchen könne.


In rechtlicher Hinsicht stellt die Anfrage meines Mandanten an das Buchungsportal ein Angebot zum Abschluss eines Reisevertrags dar. Ein solches Angebot bedarf der Annahme durch das Portal, erst dann kommt ein wirksamer Reisevertrag zustande.


Ein Vertragsschluss ist immer nur dann möglich, wenn beide Vertragsparteien übereinstimmende Willenserklärungen in Bezug auf den Vertragsinhalt und den Vertragspreis abgeben haben, und diese Willenserklärungen wechselseitig bestätigt werden.


Fehlt es an einer Bestätigung durch das Reiseportal, so bleibt der Vorgang des Vertragsabschlusses in der Phase des Angebots stehen, eine Annahme liegt dann nicht vor, so dass kein wirksamer Vertrag zustande kommt.


Das hier tätige Online-Reiseunternehmen bestätigte die beiden Reisen erst nach einer Stunde, was als zu spät angesehen werden kann, da das Unternehmen über seine Homepage eine sofortige Rückmeldung zusagte. Der Kunde darf sich in so einem Fall darauf verlassen, dass bei erfolgreicher Buchung eine umgehende Bestätigung innerhalb weniger Sekunden oder Minuten bei ihm eintrifft.


Nur das Reiseportal kann aufgrund seines internen Datenbestands wissen, ob die vom Kunden gewünschte Reise überhaupt noch verfügbar ist. Es besteht immer die Möglichkeit, dass die Plätze einer Reise bereits vergeben sind, so dass eine Buchung überhaupt nicht mehr möglich ist. Insofern kann der Kunde alleine durch das Aufgeben eines Angebots zum Abschluss eines Reisevertrags nicht erkennen, dass die gewünschte Reise erfolgreich gebucht wurde. Es ist daher unbedingt erforderlich, dass ein Angebot des Kunden auch durch das Unternehmen bestätigt wird.


Bleibt die Bestätigung aus, hat der Kunde das Recht, den Reisevertrag als nicht zustande gekommen zu betrachten und ein anderes Online-Reiseunternehmen aufzusuchen. Er ist nicht dazu verpflichtet, eine unbestimmt lange Zeit auf eine Bestätigungs-E-Mail zu warten. Das gilt erst recht dann, wenn zuvor ein Fehler auf der Homepage des Reiseunternehmens auftrat. Denn sonst bestünde die Gefahr, dass der Kunde durch das Abwarten die noch freien Restplätze im Flugzeug verpasst oder Plätze zu erhöhten Preisen buchen muss.


Solche Umstände sind einem Online-Reiseportal bekannt, so dass es nicht von seinem Kunden verlangen kann, lange auf eine mögliche Bestätigung der Buchung warten zu müssen. Es sollte damit rechnen, dass der Kunde sich andere Wege sucht, um die Tickets zu buchen.


In dem hier vorliegenden Fall hätte das Internet-Reiseportal seinen Fehler einsehen und dem Kunden eine kostenfreie Stornierung der beiden nun zusätzlich gebuchten Flüge gewähren müssen. Das hätte zumindest ein kundenfreundliches Handeln gezeigt.


Stellen Sie sich vor, Sie sitzen an einer Bar und möchten zwei Cocktails bestellen. Der Kellner hinter der Bar ist ein bisschen in Gedanken und bemerkt Sie zunächst nicht. Als er kurz zu Ihnen herschaut rufen Sie ihm „Zwei Long Island Ice Tea bitte!“ entgegen. Unsicher, ob der Kellner Sie verstanden hat, warten Sie ab.


Nichts passiert. Wieder schaut Ihnen der Kellner kurz in die Augen, und erneut bitten Sie ihn um die beiden Cocktails. Es passiert wieder nichts. Das Spiel wiederholt sich ein paarmal, aber der Kellner nimmt einfach keine Notiz von Ihrer Bestellung, obwohl sie ihm diese mehrfach deutlich ins Gesicht sagen. Er kümmert sich zwar um andere Gäste, aber nicht um Sie.


Entnervt geben Sie irgendwann auf und möchten die Bar verlassen, um woanders einen Drink zu genießen. Als sie vom Barhocker herunterrutschen und in Ihre Mäntel schlüpfen, stellt Ihnen der Kellner plötzlich 14 Long Island Ice Teas auf die Theke. Das verspätete Ergebnis Ihrer sieben vergeblichen Bestellversuche.


Der Kellner meint nun, Sie hätten ihn doch insgesamt sieben mal um jeweils zwei Cocktails gebeten. Hier sei die Bestellung, und er bittet um Bezahlung. Natürlich werden Sie den Kopf schütteln, denn der Kellner hat Ihre Bestellung nie abgenommen. Zudem wollten Sie keine 14 Drinks, sondern nur zwei. Eigentlich ein Vorgang, den jeder normale Kellner verstehen sollte.


Ähnliches passierte meinem Mandanten auf diesem Online-Reiseportal. Auch er gab zweimalig vergeblich eine Reisebestellung auf. In beiden Fällen erhielt er keine Bestätigung seines Urlaubskaufs. Jedes verständige Reiseunternehmen sollte in einer solchen Situation die Lage erkennen und zu einem kundenfreundlichen Ende bringen. Aber stattdessen zwei gleiche Reisen in Rechnung zu stellen, das ist schon ein Kunststück und lässt vernünftig denkende Menschen mit Verwunderung zurück.


Obwohl das Portal eine Stornierung verweigerte, musste mein Mandant die Flüge letztendlich nicht bezahlen. Der Firma wurde der Einwand des fehlenden Vertragsschlusses entgegengehalten, wie hier beschrieben. Dem konnte das Portal natürlich nichts entgegensetzen, denn es wusste selbst, dass es im Unrecht war.


Dennoch versucht so manch unseriös agierendes Reiseunternehmen auf diese Weise, den Kunden doch noch zu einer (doppelten) Zahlung zu überreden.


Versteckte Gebühren


Welche Geldfalle droht hier? Sie buchen eine Reise im Internet. Erst ganz am Schluss, nach bereits erfolgter Buchung, werden Ihnen zusätzliche Kosten angezeigt. Der Reiseveranstalter meint, aufgrund Ihrer Buchung seien Sie dazu verpflichtet, auch diese Gebühren zu bezahlen.


Besonders beliebt sind versteckte Zusatzgebühren, die einige Online-Reiseportale zum Buchungspreis hinzurechnen. Der Kunde bucht dabei zunächst die Reise zu dem ihm angezeigten Gesamtpreis. Erst nach Betätigung des finalen Buchungsbuttons kommt unerwartet eine weitere Gebühr hinzu, die zuvor an keiner einzigen Stelle angezeigt wurde.


Eine meiner Mandantinnen saß Freitagnacht vor dem PC und recherchierte nach einer günstigen Pauschalreise nach Spanien. Als sie schließlich fündig wurde, und alle ihre Daten eingegeben hatte, klickte sie auf „Verbindlich buchen“. Es öffnete sich eine neue Seite, auf der die Zahlungsmöglichkeiten ausgewählt werden sollten. Plötzlich hieß es dort, dass bei diesem Flug nur Handgepäck enthalten sei, für jeden Koffer würden zusätzliche 52 Euro anfallen.


Dieser Preis wurde zuvor an keiner Stelle angezeigt und hätte die Reise für zwei Personen und zwei große Koffer um weitere 104 Euro verteuert. Ein solcher zusätzlicher Betrag, nur für den Umstand, dass sie Koffer in ihren Urlaub mitnehmen durfte, war meiner Mandantin zu viel. Sie ging zuvor davon aus, dass für die Koffermitnahme keine extra Gebühren berechnet werden würden, denn das sei bei einer Urlaubsreise doch zu erwarten. Welcher Reisende fliegt ohne Koffer? Zumal es sich um eine Pauschalreise handelte, die alle Leistungen beinhalten sollte. Hätte meine Mandantin bei einem Billigfluganbieter gebucht, dann hätte sie von vorneherein mit einer zusätzlichen Koffergebühr gerechnet, nicht aber bei einem regulären Pauschalangebot. Zumal diese Kosten an keiner Stelle zuvor erwähnt wurden, sondern erst dann, nachdem man verbindlich gebucht hatte.


Folgerichtig brach die Frau den Buchungsvorgang ab und erhielt zunächst auch keine Buchungsbestätigung. Alles deutete darauf hin, dass kein abschließender Vertragsschluss erfolgt war.


Sie buchte schließlich die gleiche Reise über dasselbe Portal noch einmal, diesmal mit einem anderen Flug. Nun erlaubte das Flugunternehmen die Koffermitnahme, die Gäste sollten bei dieser Fluggesellschaft anscheinend nicht nur mit Handgepäck anreisen und 14 Tage lang in derselben Kleidung herumlaufen.


Ein zusätzlicher Preis für die Koffermitnahme erschien an keiner Stelle, der Endpreis blieb konsequent unverändert. Für diese Buchung erhielt die Kundin eine Bestätigung, alles lief wie geplant.


Doch dann gab meine Mandantin die Login-Daten für den persönlichen Kundenaccount ein. Dort eingeloggt, sah sie plötzlich, dass beide Reisen gespeichert waren, sowohl die erste, die von ihr abgebrochen wurde, als auch die zweite, welche die Kundin gewollt buchte.


Damit hatte meine Mandantin nicht gerechnet, denn für die erste Reise ging bislang noch immer keine Buchungsbestätigung ein. Um schlimmeres zu verhindern, nutzte sie spontan die Möglichkeit zum Rücktritt, der neben den beiden Reisen angezeigt wurde. Dieser wurde sofort vom Reiseportal registriert, und meine Mandantin erhielt umgehend eine E-Mail, dass der Rücktritt im System vermerkt ist.


Trotz des Rücktritts erhielt die Kundin einen Tag später für beide Reisen die Rechnung. Für die erste Reise wurden die Stornokosten verlangt, für die zweite Reise die reguläre Reisepreisrechnung aufgestellt. Die Stornokosten für die erste Reise wurden zudem außerordentlich hoch angesetzt, obwohl der Rücktritt bereits nach einer halben Stunde erfolgte.


Verständlicherweise wollte meine Mandantin das nicht akzeptieren. Sie setzte sich umgehend mit der telefonischen Kunden-Hotline in Verbindung und erreichte dort sogar jemanden. Der Mitarbeiter am anderen Ende der Leitung meinte jedoch nur, dass das Reiseportal nicht mehr zuständig sei, da sie die Reise nur vermitteln würden. Zwar habe das Portal auch Reisen im eigenen Angebot, doch bei der von meiner Mandantin stornierten Pauschalreise handelt es sich um ein Angebot eines externen Veranstalters, für den das Portal nur die Vermittlungstätigkeit übernimmt.


Ein weiteres Telefonat mit dem eigentlichen Reiseveranstalter erbrachte kein besseres Ergebnis für die Kundin, sie wurde lediglich darüber informiert dass eine ordnungsgemäße Buchung stattgefunden habe und diese von ihr bezahlt werden müsse. Weder der Umstand, dass der Preis für die Koffer überhaupt nicht angezeigt wurde spiele eine Rolle, noch dass der Rücktritt bereits 30 Minuten nach Buchung erfolgt sei, noch dass meine Mandantin am Ende die gleiche Reise erneut gebucht hatte. Der Veranstalter blieb unnachgiebig.


In rechtlicher Hinsicht ist das Unsinn, denn bei der ersten Buchung kam kein wirksamer Reisevertrag zustande. Es mangelt an einer vertraglichen Grundlage, denn beide Parteien, die Kundin und das Reiseportal, gaben nicht zusammenpassende Willenserklärungen ab: Meine Mandantin wollte die Pauschalreise zu einem ganz bestimmten Preis buchen und äußerte hierfür ihre Willenserklärung per Betätigung des Buchungsbuttons. Das Reiseportal erklärte anschließend, dass es die Reise zu diesem Preis nicht anbieten können, denn pro Koffer kommen weitere 52 Euro hinzu. Damit war der Vertragsschluss gescheitert.


Wäre ein Vertrag zustande gekommen, so würde es dem Reiseportal oder dem Veranstalter obliegen, diesen zu beweisen. Die Kundin selbst muss nicht tätig werden, für sie genügt es, den Vertragsabschluss zu bestreiten.


Stellen Sie sich vor, Sie gehen zu einem Autohändler, um einen PKW zu kaufen. Nach einer Weile entscheiden Sie sich für ein ganz bestimmtes Modell zu einem exakt definierten Preis und unterschreiben den Kaufvertrag. Der Händler beglückwünscht Sie und weist Sie im selben Atemzug darauf hin, dass das Auto natürlich ohne Reifen verkauft wurde. Aber wenn Sie es mit Reifen möchten, wäre dies für einen kleinen Zusatzbetrag von 200 Euro pro Reifen problemlos möglich.


Völlig verwundert schauen Sie den Verkäufer an und meinen, dass Sie den PKW doch mit allen vier Reifen gekauft hätten, denn wer würde schon ein Auto ohne Reifen kaufen? Der Händler bleibt stur und verweist darauf, dass die Reifen im Kaufvertrag nicht explizit erwähnt seien und nun von Ihnen bezahlt werden müssten. Ansonsten gäbe es den PKW ohne Reifen. Schließlich fällt dem Verkäufer noch ein, dass der Wagen auch ohne Sitze sei, hierfür fallen weitere 300 Euro pro Sitz an.


Sicherlich würden Sie nicht ganz glücklich über diese Aussagen des Händlers sein und den Kaufvertrag vor seinen Augen zerreißen. Natürlich geht das nicht, was der Händler macht, denn ein Auto wird mit Reifen und mit Sitzen verkauft. Ein Kaufvertrag über einen PKW-Kauf beinhaltet immer das gesamte Auto, so wie Sie es im Autohaus haben stehen sehen.


Doch genau das behauptet in diesem Fall das Reiseportal. Zwar habe die Kundin eine Pauschalreise gebucht, die Koffermitnahme müsse aber extra bezahlt werden. Und dies, obwohl bereits ein verbindlicher Reisevertrag abgeschlossen wurde.


Sollte Ihnen ähnliches geschehen, so sind Sie zu keinerlei Zahlungen verpflichtet. Der Reisevertrag kommt so zustande, wie Sie ihn abgeschlossen haben. Zusätzliche versteckte Gebühren, die sich erst nach Vertragsabschluss zeigen, werden kein Bestandteil des Vertrags.


Behauptet das Reiseportal, dass ein anderer Vertrag vorläge, der Sie zur Bezahlung der versteckten Zusatzgebühr verpflichtet, so bitten Sie um Nachweis dieses angeblichen Vertrags. Sie werden sehen, dass das dem Internet-Reiseportal nicht möglich ist.


Abgefälschte Buchungsdaten


Welche Geldfalle droht hier? Sie buchen eine Reise im Internet. Aufgrund eines Fehlers im Buchungssystem erhalten Sie die Bestätigung über eine ganz andere Reise. Dennoch fordert das Reiseunternehmen von Ihnen die Bezahlung.


Ein ähnliches Problem wie das der versteckten Gebühren ergibt sich dann, wenn die Reise nach erfolgter Buchung abgeändert wird, ohne dass der Kunde dies wollte. Er erhält plötzlich eine gänzlich andere Reise zugewiesen, die er so nie abgeschlossen hatte.


Einer meiner Mandanten buchte für sich, seine Frau und den Sohn einen Urlaub vom 24.08. bis zum 01.09. in Südfrankreich. Der Endpreis wurde vom Online-Reiseportal mit 1.768 Euro angegeben.


Im Anschluss an die Buchung erhielt der Kunde eine Bestätigungs-Mail, die komplett andere Reisedaten enthielt. So wurde nun der Reisezeitraum vom 31.08. bis zum 09.09. angegeben, und der Gesamtpreis stieg auf 1.987 Euro. Derartige Reisedaten hatte mein Mandant nie geäußert, denn diese wären aufgrund des Endes der Schulferien von der Familie überhaupt nicht durchführbar gewesen.
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